
EDITORIAL
Liebe Leserinnen, lieber Leser! Dem Richter obliegt, wenn Beratung und Hilfen scheitern, bei familiären Konflikten und in

den Fällen des Kinderschutzes am Ende eines gerichtlichen Verfahrens die Letztentscheidungs-
kompetenz. Er befindet über das Kindeswohl und damit darüber, was dem Wohl des Kindes am
besten entspricht oder ob das Wohl des Kindes gefährdet ist und welche Maßnahmen zur Ab-
wehr dieser Gefährdung geeignet, erforderlich und angemessen sind. Wie wird der Richter auf
diese verantwortungsvolle Aufgabe vorbereitet?

Voraussetzung für eine Tätigkeit als Richter ist der Erwerb der Befähigung zum Richteramt. Diese
erlangt man formal durch das Bestehen des ersten juristischen Staatsexamens, der Absolvierung
des juristischen Vorbereitungsdienstes und dem Bestehen des zweiten juristischen Staatsexa-
mens. Ein langer und schwieriger Weg, zumal eine realistische Chance auf eine erfolgreiche Be-
werbung für den Richterdienst nur dann besteht, wenn der Bewerber in beiden Examen zu den
besten Absolventen seines Jahrgangs gehört hat. Als (weitere) Voraussetzung für die Tätigkeit
als Familienrichter verlangt das Gesetz lediglich, dass ein Richter ein Jahr lang eine andere rich-
terliche Tätigkeit ausgeübt hat. Damit ist gewährleistet, dass jedenfalls nur hervorragende Juris-
ten mit einer gewissen Berufserfahrung als Familienrichter arbeiten dürfen. Dies kann jedoch
nicht genügen.

Denn folgendes (erdachtes) Beispiel eines richterlichen Lebenslaufes findet sich – so oder
ähnlich – nicht selten in der Justiz: Das rechtswissenschaftliche Studium mit dem Schwerpunkt
Gesellschaftsrecht schließt der Student als einer der Besten seines Jahrgangs ab, eine Familien-
rechtsvorlesung hat er nicht besucht. Für das Examen bereitet er sich intensiv mit einem Re-
petitor vor, ihm wird erklärt, dass lediglich die Grundzüge der elterlichen Sorge überhaupt
geprüft werden können, was nur sehr selten der Fall ist. Das anschließende Referendariat
absolviert er bei einer engagierten Richterin am Landgericht, die sich ausschließlich mit Han-
delssachen befasst, bei einem Staatsanwalt mit der Sonderzuständigkeit „Organisierte Krimi-
nalität“ und in einer großen Rechtsanwaltskanzlei, die vornehmlich große Unternehmen in
Wirtschaftsstreitigkeiten vertritt. Zum Abschluss seines Referendariats verbringt er noch meh-
rere Monate im Ausland bei einer Dependance dieser Kanzlei. Es reift in ihm der Entschluss,
sein Leben nicht als Rechtsanwalt, sondern als Richter zu verbringen. Im zweiten juristischen
Staatsexamen erzielt er ebenfalls eine hervorragende Note. Er wird sofort als Richter einge-
stellt und verbringt das erste Jahr seiner Berufstätigkeit in der Mietabteilung des Amtsgerichts.
Das Präsidium des Amtsgerichts beschließt sodann, ihn künftig als Familienrichter einzusetzen.
Da er offen für jegliche richterliche Tätigkeit ist und in seiner Ausbildung und in den Gesprä-
chen mit der Justizverwaltung gelernt hat, dass ein Richter für jedes Rechtsgebiet qualifiziert
ist, stellt er sich der Herausforderung. (Grund-)Kenntnisse etwa über die Bedeutung der sozia-
len Elternschaft, Anhörung von (traumatisierten) Kindern, Verhandlungsführung in Kind-
schaftssachen bei hochemotionalen Elternteilen oder das Erkennen von Misshandlungsverlet-
zungen bzw. ein entsprechendes Problembewusstsein auf diesen Feldern hat er nicht. Er
besucht Fortbildungsveranstaltungen, zu denen er nicht verpflichtet ist, sein besonderes Inte-
resse gilt hier aber dem Unterhaltsrecht und dem Versorgungsausgleich, da hier auch stetig
neue schwierige und spannende Rechtsfragen auftauchen. Sind Sie skeptisch geworden?
Ministerien, Landesjustizverwaltungen und Gerichtspräsidien sind es viel zu häufig nicht.

Hier hilft es nicht weiter, sich mit dem Gedanken zu beruhigen, dass Jugendamt und Sachver-
ständige gegebenenfalls außerjuristische Fachkompetenz in das Verfahren einbringen, denn dies
kompensiert zum einen nicht die Gefahren von Unzulänglichkeiten in der Verhandlungs- und
Gesprächsführung. Zum anderen ist es auf dem Gebiet des Kindschaftsrechts von besonderer Be-
deutung, nicht durch Zeitablauf Fakten zu schaffen. Insbesondere die Einholung von Gutachten
braucht in der Praxis so viel Zeit, dass Fakten geschaffen werden können, die ohne Schädigun-
gen des Kindes nicht oder nur schwer rückgängig zu machen sind. Unbeschadet dessen wurde
schließlich zu Recht eine Diskussion über Standards und Qualität von Gutachten in Kindschafts-
sachen angestoßen. Umso mehr braucht es – nicht nur in den Amtsgerichten, sondern in allen
Instanzen – den problembewussten sowie gut aus- und fortgebildeten Familienrichter, der auch
die Grenzen der eigenen Professionalität erkennt.

Wir brauchen daher dringend (wieder) eine Diskussion über die juristische Ausbildung auf dem
Gebiet des Kindschaftsrechts, die Eingangsvoraussetzungen für die Tätigkeit als Familienrichter
bzw. für Beförderungsämter sowie eine Veränderung der Aus- und Fortbildungsanreize hin-
sichtlich der Tätigkeit als Familienrichter.

Ihr

Stefan Heilmann
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